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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Ingrid ZEHETNER als Einzelrichterin Uber die
Beschwerde der XXXX gegen den Bescheid der GIS GeblUhren Info Service GmbH vom XXXX , GZ. XXXX ,
Teilnehmernummer XXXX, zu Recht:

A)


file:///

Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang und Sachverhalt

1. Mit am XXXX bei der belangten Behorde eingelangtem Schreiben beantragte die Beschwerdefiihrerin die Befreiung
von der Rundfunkgebuhr fir Fernseh- und Radioempfangseinrichtungen.

Dem Antrag waren folgende Unterlagen und Nachweise angeschlossen:

* Verstandigung von der Leistungshohe (Invaliditatspension) vom XXXX

* Schreiben der Beschwerdefiihrerin vom XXXX, in dem diese anflhrte, rezeptgebihrenbefreit zu sein
2. Am XXXX richtete die belangte Behorde an die Beschwerdefihrerin folgendes Schreiben:

"[...] danke fUr Ihren Antrag vom XXXX auf

* Befreiung von der Rundfunkgebuhr fur Fernsehempfangseinrichtungen

* Befreiung von der Rundfunkgebuhr fur Radioempfangseinrichtungen

Fir die weitere Bearbeitung benétigen wir von Ihnen noch folgende Angaben bzw. Unterlagen:

* Nachweis Uber alle Bezlge des/der Antragsteller/in bzw. gegebenenfalls aller Personen, die im gemeinsamen
Haushalt leben.

Dies konnen beispielsweise sein - bitte immer in Kopie:

* bei Berufstatigen die aktuelle Lohnbestatigung oder der letzte Einkommenssteuerbescheid
* bei Pensionisten die aktuelle Bestatigung Uber Pensionsbezlge

* bei Auszubildenden die Bestatigung der Lehrlingsentschadigung

* bei Schilern und Studenten die Bescheide Uber Schiler- und Studienbeihilfen sowie Angabe der sonstigen
Zuwendungen (Unterhaltszahlungen der Eltern) und Einkinfte (geringflgige Beschaftigung)

* bei Personen, die in der Landwirtschaft tatig sind, die Einheitswertbescheide
* sowie gegebenenfalls Bezlige von Alimenten bzw. sonstigen Unterhaltszahlungen

Samtliche Einkunfte von allen Personen im Haushalt: Herr XXXX , Herr XXXX und Herr XXXX Wir bitten Sie, die noch
fehlenden Unterlagen innerhalb von zwei Wochen ab Zustellung dieses Schreibens nachzureichen. Bitte legen Sie Ihren
Unterlagen unbedingt das beiliegende Formular "Deckblatt zur Nachreichung von Unterlagen" bei. Auf diese Weise ist
eine rasche Bearbeitung Ihres Antrages moglich.

[...]

Sollten uns bis zum Stichtag die bendtigten Informationen und Unterlagen nicht vorliegen, mussen wir lhren Antrag
leider zurtickweisen."

3. Die Beschwerdeflhrerin Gbermittelte hierauf ein Schreiben, datiert mit XXXX , in dem diese angab, zu viert in einem
Haushalt (Kuche) zu leben; jede Person habe aber ihren eigenen Wohnbereich. Laut Rechtsauskunft musse die
Beschwerdefiihrerin keinen Einkommensnachweis der Ubrigen Bewohner erbringen, weil diese das Fernsehgerat nicht
benutzen wirden und so ihr Einkommen unter den Datenschutz fallen wirde. Die belangte Behérde solle sich "am
besten [...] vor Ort" Gberzeugen.

4. Mit dem bekampften Bescheid vom XXXX wies die belangte Behérde den Antrag der Beschwerdeflhrerin zurtick und
fUhrte begrindend aus, dass die Beschwerdefuhrerin schriftlich dazu aufgefordert worden sei, fehlende Angaben bzw.
Unterlagen, und zwar einen Nachweis Uber alle Bezlige des/der Antragsteller/in bzw. gegebenenfalls aller Personen,



die im gemeinsamen Haushalt leben, nachzureichen, diesen Nachweis aber nicht erbracht habe: "Samtliche Einkinfte
von allen Personen im Haushalt: Herr XXXX, Herr XXXX und Herr XXXX".

5. Gegen diesen Bescheid richtet sich die vorliegende Beschwerde vom

XXXX , in der die Beschwerdefihrerin erklart, dass ihr eine Befreiung laut der Arbeiterkammer zustehe. lhre S6hne
wulrden das Fernsehgerat nicht benutzen, weshalb sie von diesen keinen Einkommensnachweis zu erbringen habe. lhr
Noch-Ehemann lebe auRerdem bei seiner Freundin.

6. Die Beschwerdevorlage der belangten Behdrde vom XXXX und der Verwaltungsakt langten beim
Bundesverwaltungsgericht am XXXX ein.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen
Der im Beschwerdefall mal3gebliche Sachverhalt ergibt sich aus den unter I. angefthrten Ausfihrungen.

Die Beschwerdefuhrerin lebte zum behdrdlichen Entscheidungszeitpunkt mit drei weiteren Haushaltsmitgliedern in
einem Haushalt, in dem die Kiiche gemeinsam benutzt wurde, jedoch jeder UGber einen eigenen Wohnbereich verfigte.

Gemald ZMR-Auskunft waren zum behdrdlichen Entscheidungszeitpunkt folgende Personen an derselben Adresse und
Hausnummer mit Hauptwohnsitz gemeldet wie die Beschwerdefihrerin XXXX , XXXX und XXXX .

2. Beweiswurdigung

Diese Ausfihrungen grinden sich auf die jeweils erwahnten Entscheidungen, Unterlagen und Schriftsatze, welche Teil

der dem Bundesverwaltungsgericht vorliegenden Verfahrensakten sind.

Die Feststellungen zum Haushalt ergeben sich aus dem eigenen Vorbringen der Beschwerdefihrerin (vgl. deren

Stellungnahme vom XXXX : "Wir leben zu viert in einem Haushalt (Kiiche) Wohnbereich hat jeder seinen eigenen").

Die Feststellungen zur Hauptwohnsitzmeldung ergeben sich aus einer Abfrage des ZMR, decken sich mit den Angaben
der Beschwerdefuhrerin Uber vier Haushaltsmitglieder im Entscheidungszeitpunkt der Behdrde und sind insofern nicht

strittig.

3. Rechtliche Beurteilung

Zu Spruchpunkt A)

3.1. Zu den flr den Beschwerdefall maRRgeblichen Bestimmungen:

3.1.1. 8 28 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 idFBGBI. | Nr. 57/2018, regelt die

Kognitionsbefugnis der Verwaltungsgerichte und lautet auszugsweise wie folgt:

"8 28. (1) Sofern die Beschwerde nicht zurGckzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht

die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

(2) Uber Beschwerden gemé&R Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG hat das Verwaltungsgericht dann in der Sache selbst zu

entscheiden, wenn
1. der maRgebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des maRgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit

gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

[..]"

3.1.2. Das Bundesgesetz betreffend die Einhebung von Rundfunkgebihren (Rundfunkgebihrengesetz - RGG),BGBI. |
Nr. 159/1999 idF BGBI. | Nr. 70/2016, lautet auszugsweise:

"Gebuhrenpflicht, Meldepflicht

8§ 2. (1) Wer eine Rundfunkempfangseinrichtung im Sinne des 8 1 Abs. 1 in Gebduden betreibt (Rundfunkteilnehmer),
hat GebUhren nach 8 3 zu entrichten. Dem Betrieb einer Rundfunkempfangseinrichtung ist deren Betriebsbereitschaft

gleichzuhalten.

(2) Die GebUhrenpflicht nach 8 1 besteht nicht, wenn


https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2013/33
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2018/57
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1999_159_1/1999_159_1.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2016/70

1. dem Rundfunkteilnehmer eine Befreiung (§ 3 Abs. 5) erteilt wurde oder
2. fur den Standort bereits die Geblhren nach § 3 entrichtet werden.

Standort ist die Wohnung oder eine sonstige Raumlichkeit bzw. ein geschlossener Verband von Raumlichkeiten mit
einheitlichem Nutzungszweck, wo eine Rundfunkempfangseinrichtung betrieben wird.

[..]
Rundfunkgebulhren

8§ 3. (1) Die GebUhren sind flr jeden Standort (8 2 Abs. 2) zu entrichten und betragen fur

Radio-Empfangseinrichtungen .........cccoceevvvevvinenne 0,36
Euro

Fernseh-Empfangseinrichtungen .........cccccoveennnnne. 1,16
Euro

monatlich

[...]

(5) Von den Gebuhren nach Abs. 1 sind auf Antrag jene Rundfunkteilnehmer zu befreien, bei denen die in §§ 47 bis 49
der Anlage zum Fernmeldegeblhrengesetz (Fernmeldegebihrenordnung), BGBI. Nr. 170/1970, genannten
Voraussetzungen flr eine Befreiung von der Rundfunkgebihr vorliegen.

[..]
Verfahren

8 6. (1) Die Wahrnehmung der behordlichen Aufgaben nach § 4 Abs. 1 obliegt der Gesellschaft; gegen von der
Gesellschaft erlassene Bescheide ist Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht zuldssig. Das AVG ist anzuwenden.

(2) Im Verfahren Uber Befreiungen sind die 88 50, 51 und 53 der Anlage zum Fernmeldegebihrengesetz
(Fernmeldegebuhrenordnung), BGBI. Nr. 170/1970, anzuwenden.

[..]"

3.1.3. Die 88§ 47 bis 51 der Anlage zum Fernmeldegebuhrengesetz (Fernmeldegebihrenordnung),BGBI. Nr. 170/1970
idF BGBI. | Nr. 70/2016, lauten auszugsweise:

"Befreiungsbestimmungen
§ 47. (1) Uber Antrag sind von der Entrichtung

der Rundfunkgebuhr fir Radio-Empfangseinrichtungen (8§ 3 Abs. 1 1. Untersatz RGG),
der Rundfunkgebuhr fur Fernseh-Empfangseinrichtungen (8 3 Abs. 1 2. Untersatz RGG)
zu befreien:

1. Bezieher von Pflegegeld oder einer vergleichbaren Leistung;

2. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktservicegesetz,BGBI. Nr. 313/1994;

3. Bezieher von Leistungen nach pensionsrechtlichen Bestimmungen oder diesen Zuwendungen vergleichbare
sonstige wiederkehrende Leistungen versorgungsrechtlicher Art der 6ffentlichen Hand,

4. Bezieher von Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977,
5. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktforderungsgesetz,

6. Bezieher von Beihilfen nach dem Studienférderungsgesetz 1992,
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https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2016/70
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1994_313_0/1994_313_0.pdf

7. Bezieher von Leistungen und Unterstitzungen aus der Sozialhilfe oder der freien Wohlfahrtspflege oder aus
sonstigen offentlichen Mitteln wegen sozialer Hilfsbedtirftigkeit.

[..]

§ 48. (1) Die Zuerkennung einer GebUhrenbefreiung an Personen nach 8§ 47 ist jedoch dann unzuldssig, wenn das
Haushalts-Nettoeinkommen den fiir die Gewahrung einer Ausgleichszulage fur einen Ein- oder Mehrpersonenhaushalt
festgesetzten Richtsatz um mehr als 12% Ubersteigt.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 finden auf die nach § 47 Abs. 2 Z 1 und Z 2 lit. b anspruchsberechtigte
Personengruppe keine Anwendung.

(3) Nettoeinkommen im Sinne des Abs. 1 ist die Summe samtlicher Einklnfte in Geld oder Geldeswert nach Ausgleich
mit Verlusten und vermindert um die gesetzlich geregelten Abzlge.

(4) Bei Ermittlung des Nettoeinkommens sind Leistungen auf Grund des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967,
Kriegsopferrenten, Heeresversorgungsrenten, Opferflirsorgerenten, Verbrechensopferrenten sowie Unfallrenten und
das Pflegegeld nicht anzurechnen. Nicht anzurechnen sind aulBerdem die EinklUnfte der am Standort einer zu
pflegenden Person lebenden Pflegeperson, die aus den Einkinften anderer im Haushalt lebender Personen bestritten

werden.

(5) Ubersteigt das Nettoeinkommen die fiir eine Geblihrenbefreiung maRgebliche Betragsgrenze nach Abs. 1, kann der
Befreiungswerber als abzugsfahige Ausgaben geltend machen:

1. den Hauptmietzins einschlielich der Betriebskosten im Sinne des Mietrechtsgesetzes, des
Wohnungsgemeinnitzigkeitsgesetzes und anderer vergleichbarer mieterschiitzender Gesetze, wobei eine gewahrte
Mietzinsbeihilfe ~anzurechnen ist; besteht kein Rechtsverhdltnis nach dem Mietrechtsgesetz, dem
Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetz oder anderen vergleichbaren mieterschiitzenden Gesetzen, so ist ein monatlicher

Pauschalbetrag in der Héhe von 140,00 Euro als Wohnaufwand anzurechnen,

2. anerkannte aufergewochnliche Belastungen im Sinne der 88 34 und 35 des Einkommensteuergesetzes 1988,
Ausgaben im Zusammenhang mit einer 24-Stunden-Betreuung kénnen auch geltend gemacht werden, wenn der Bezug

eines Zuschusses des Sozialministeriumservice zur Unterstitzung der 24-Stunden Betreuung nachgewiesen wird.
8 50. (1) Das Vorliegen des Befreiungsgrundes ist vom Antragsteller nachzuweisen, und zwar:
1.in den Fallen des § 47 Abs. 1 durch den Bezug einer der dort genannten Leistungen,

[...]

(4) Die GIS Gebuhren Info Service GmbH ist berechtigt, den Antragsteller zur Vorlage samtlicher fir die Berechnung des
Haushalts-Nettoeinkommens erforderlichen Urkunden aufzufordern.

[...]

8 51. (1) Befreiungsantrage sind unter Verwendung des hieflr aufgelegten Formulars bei der GIS Gebuhren Info
Service GmbH einzubringen. Dem Antrag sind die gemal 8 50 erforderlichen Nachweise anzuschlieRen.

[..]"

3.2. In Bezug auf den Beschwerdefall enthdlt demnach die Fernmeldegebihrenordnung eine Verpflichtung des
Antragstellers, fur die Gewahrung der Befreiung von der Entrichtung der Rundfunkgebuhr den Befreiungsgrund durch
den Bezug einer der in 8 47 Abs. 1 Fernmeldegeblihrenordnung genannten Leistungen nachzuweisen und berechtigt
die belangte Behorde, den Antragsteller zur Vorlage samtlicher fur die Berechnung des Haushalts-Nettoeinkommens
erforderlichen Urkunden aufzufordern. Die erforderlichen Nachweise sind gemall 8 51 Abs. 1 zweiter Satz

Fernmeldegebihrenordnung dem Antrag anzuschliel3en.

3.3. Wenn die belangte Behorde einen Antrag zurlickweist, ist Sache des Beschwerdeverfahrens lediglich die Frage der
RechtmaRigkeit der Zurickweisung (u.a. VWGH 12.10.2015, Ra 2015/22/0115; 18.12.2014, Ra 2014/07/0002).

Es ist daher allein entscheidungswesentlich, ob die Zurtickweisung des Antrags durch die belangte Behorde wegen der
Nichtvorlage samtlicher fir die Berechnung des Haushalts-Nettoeinkommens erforderlichen Urkunden zu Recht

erfolgt ist.



GemaR 8 13 Abs. 3 AVG ermdchtigen Mangel schriftlicher Anbringen die Behdrde nicht zur Zurtickweisung. Die
Behdrde hat vielmehr von Amts wegen unverziglich deren Behebung zu veranlassen und kann dem Einschreiter die
Behebung des Mangels innerhalb einer angemessenen Frist mit der Wirkung auftragen, dass das Anbringen nach
fruchtlosem Ablauf dieser Frist zurlickgewiesen wird. Wird der Mangel rechtzeitig behoben, so gilt das Anbringen als
urspringlich richtig eingebracht.

Die von der Behorde gesetzte Frist muss zur Vorlage bereits vorhandener Unterlagen angemessen sein, nicht aber zur
Beschaffung dieser Unterlagen (VWGH 29.10.1992, 92/10/0410; 06.07.1989, 87/06/0054).

3.4. Von der Beschwerdeflhrerin wurden zum Zeitpunkt ihrer Antragstellung die gemaB § 51 Abs. 1
Fernmeldegebihrenordnung erforderlichen Nachweise nach Ansicht der belangten Behdrde nicht erbracht. Mit
Schriftsatz vom XXXX wurde die Beschwerdefiihrerin deshalb von der belangten Behoérde u.a. aufgefordert, einen
Nachweis Uber alle ihre Bezlge bzw. gegebenenfalls aller Personen, die im gemeinsamen Haushalt leben wirden,
nachzureichen, mit dem Zusatz "Samtliche Einklnfte von allen Personen im Haushalt: Herr XXXX , Herr XXXX und Herr
XXXX". Da von der Beschwerdefuhrerin bis zur Bescheiderlassung die geforderten Nachweise nicht erbracht wurden,

wurde der verfahrenseinleitende Antrag von der belangten Behorde zurlickgewiesen.

In der vorliegenden, rechtzeitig eingebrachten und zuldssigen Beschwerde macht die Beschwerdefihrerin nicht
geltend, dass sie die geforderten Unterlagen innerhalb der von der belangten Behdrde gesetzten Frist zur
Nachreichung von Unterlagen nachgereicht habe. Vielmehr bringt diese - wie bereits im verwaltungsbehérdlichen
Verfahren - vor, keine Einkommensnachweise ihrer S6hne vorlegen zu missen, weil nur die Beschwerdefuhrerin selbst
das Fernsehgerat verwenden wirde; auerdem lebe ihr Noch-Ehemann bei seiner Freundin. In der Stellungnahme
vom XXXX machte die Beschwerdefiihrerin die Angabe, dass man zu viert in einem Haushalt (Kuche), aber in eigenen
Wohnbereichen leben wirde.

Dazu wird angefihrt, dass das Entstehen der Gebuhrenpflicht nach§ 2 Abs. 1 RGG ausschliel3lich an den Betrieb einer
Rundfunkempfangseinrichtung in einem Gebdude anknupft - unabhangig davon, wer das Fernsehgerat benutzt.

Nach § 3 Abs. 1 RGG ist die Rundfunkgebihr flr jeden Standort zu entrichten. Soweit die Beschwerdefihrerin in
diesem Zusammenhang bestreitet, dass die zum Zeitpunkt der Erlassung des bekampften Bescheides mit dieser an
derselben Adresse und Hausnummer mit Hauptwohnsitz gemeldeten Personen im Sinne des RGG als im Haushalt der
Beschwerdefiihrerin lebend anzusehen sind, wird auf das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 24.10.2012,
2009/17/0194 verwiesen, in dem dieser betreffend die Begriffe "Standort" und "Wohnung" Folgendes festgehalten hat:

"2.3. Ein ,Standort' wird in§ 2 Abs. 2 RGG definiert als ,die Wohnung oder eine sonstige Raumlichkeit bzw. ein
geschlossener Verband von Raumlichkeiten mit einheitlichem Nutzungszweck, wo eine Rundfunkempfangseinrichtung
betrieben wird'. Ein Standort ist also entweder eine ,Wohnung' oder ,eine sonstige Raumlichkeit bzw. ein geschlossener
Verband von Raumlichkeiten mit einheitlichem Nutzungszweck'. Fir mehrere Wohnungen und somit Standorte ist
mehrfach Rundfunkgebihr zu entrichten (vgl. 8 3 Abs. 1 sowie Abs. 3a RGG).

Der Begriff des Standortes ist dabei jedoch offensichtlich nicht zu eng zu verstehen. So ergibt sich beispielsweise au$
3 Abs. 3 Z 5 RGG, dass das RGG bei einem Hotel von einem gemeinsamen Standort (arg: ,am jeweiligen Standort')
ausgeht, obwohl die Hotelgaste jeweils Uber ihre eigenen Aufenthaltsbereiche verfiigen. Gemeinsame Klammer Gber
diese eigenen Bereiche ist jedoch der Hotelbetrieb, der als solcher als Standort im Sinne des RGG angesehen wird.
Dieses gesetzliche Beispiel zeigt, dass Untereinheiten nach dem RGG zulassig sind und noch nicht notwendiger Weise
einen eigenen Standort begrinden.

2.4. Entscheidend ist im vorliegenden Fall die Begriffsbestimmung von ,Wohnung', wobei hierfiir keine eigene
Legaldefinition im RGG besteht. Eine Wohnung ist dabei die Zusammenfassung von Rdumlichkeiten und Einrichtungen,
die nach der Verkehrsauffassung zum Wohnen geeignet sind (vgl. schon zu § 26 BAO das hg. Erkenntnis vom 7. Mai
1969, ZI. 125/68 = Slg 3901). Dass eine Wohnung regelmaRig nicht nur der dauernden Befriedigung des individuellen
Wohnbedurfnisses einer einzelnen Person, sondern auch des Wohnbedirfnisses einer durch enge Bande
zusammengeflgten Gemeinschaft (Familie) dient, hat der Verwaltungsgerichtshof - wie die Beschwerde zu Recht
aufzeigt - bereits in anderem Zusammenhang hervorgehoben (vgl das hg. Erkenntnis vom 26. Janner 1989, ZI.
88/16/0090, zu § 4 Abs. 1 GrEStG 1955). Ob ein Privatwohnhaus zwei ,Wohnungen' beinhaltet oder als solches eine
,Wohnung' bildet, ist jedoch letztlich eine Tatfrage und nach der Verkehrsauffassung zu beurteilen.
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Dabei ist es ein erstes Indiz, ob die Liegenschaft eine gemeinsame oder eine getrennte Bezeichnung/Anschrift besitzt.
Letztlich sind aber die tatsachlichen Umstdande der Wohnnutzung malRgebend, wobei sich fur den
Verwaltungsgerichtshof folgendes Abgrenzungsmuster ergibt:

Wohnen mehrere Personen in einem gemeinsamen Wohnungsverband, gewahren einander wechselseitigen Zutritt zu
ihren Raumlichkeiten und Uben eine Form des Zusammenlebens (Wohngemeinschaft), so ist von einer gemeinsamen
Wohnung und einem einheitlichen Standort im Sinne des RGG auszugehen. Die Annahme eines solchen
Wohnungsverbandes wird dabei noch nicht dadurch ausgeschlossen, dass es fir die Personen des
Wohnungsverbandes durchaus getrennte Wohn- und Ruickzugsbereiche in ihrer grundsatzlichen Verfligungshoheit
gibt. Dies zeigen auch die Beispiele flr eine einheitliche Zuordnung zu einem Standort in 8 3 Abs 3a RGG (Gastezimmer
von Privatzimmervermietern und von gewerblichen Beherbergungsbetrieben oder Heimen fir Auszubildende und fur

altere Menschen).

Liegen hingegen zwei getrennte und abgeschlossene Einheiten vor, ist von zwei Standorten im Sinne des RGG
auszugehen. Eine solche Trennung manifestiert sich beispielsweise in getrennten Eingangsbereichen, getrennten
Postfachern, versperrbaren und regelmalig versperrten Eingangsportalen zu den jeweiligen Einheiten. Ein rdumliches
,Zusammenleben', das Uber ein Nachbarschaftsverhdltnis hinausgeht, findet hier nicht statt. Sie erscheinen damit

auch nach auB3en beispielsweise nicht als einheitliche Abgabenstelle im Sinne des 8 2 Z 4 ZustellG.

2.5. Vor diesem Hintergrund ist die ,Bewohnung getrennter Wohnbereiche' oder das Vorhandensein getrennter
Infrastrukturen wie Kiiche und Bad auf zwei miteinander verbundenen Stockwerken allein noch kein Grund, von zwei

Standorten im Sinne des RGG auszugehen."

Die Beschwerdefuhrerin lebte laut ZMR-Auskunft zum behdérdlichen Entscheidungszeitpunkt mit ihren zwei volljahrigen
Séhnen und ihrem Noch-Ehemann an der antragsgegenstandlichen Adresse mit derselben Hausnummer. Die
Personen teilten sich gemal3 ihrem eigenen Vorbringen eine Kuche, und jeder hatte seinen eigenen Wohnbereich. Vor
diesem Hintergrund ist von "einer" Wohnung im Sinne der dargestellten Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes auszugehen, da weder das erste Indiz fur das Vorliegen getrennter Wohnungen (getrennte
Bezeichnung/Anschrift einer Liegenschaft) gegeben war, sondern im Gegenteil nicht einmal getrennte Infrastrukturen
(Ktche) vorhanden waren, die der VWGH bereits als allein nicht ausreichend fir das Vorliegen von zwei Standorten im
Sinne des RGG gewertet hat. Auch das ledigliche Bewohnen getrennter Wohnbereiche wurde vom VwWGH dafur als
nicht ausreichend angesehen. Die belangte Behérde ist sohin zu Recht von einem Personenhaushalt ausgegangen.

Es ist damit unstrittig, dass die Beschwerdefuhrerin im Verfahren vor der belangten Behdrde, trotz hinreichend
konkreter Aufforderung durch die Behorde, die gemalR 8 51 Abs. 1 Fernmeldegebihrenordnung erforderlichen
Nachweise samtlicher fur die Berechnung des Haushalts-Nettoeinkommens erforderlichen Urkunden nicht innerhalb
der von der belangten Behdrde gesetzten Frist erbracht hat.

Unter Zugrundelegung der vorgenannten Judikatur lag im Beschwerdefall ein Mangel des verfahrenseinleitenden
Antrags vor, weshalb auch der Verbesserungsauftrag der belangten Behorde erforderlich war. Die gesetzte Frist zur
Vorlage der Unterlagen war angemessen.

Die Beschwerdefthrerin erfillte diesen Verbesserungsauftrag trotz hinreichend konkreter Aufforderung nicht. Wie
dargestellt, wird dieser Umstand in der Beschwerde auch nicht bestritten.

3.5. Da die Zuruckweisung daher zu Recht erfolgte, war die Beschwerde als unbegriindet abzuweisen.

3.6. Zum Vorbringen hinsichtlich des Noch-Ehemannes wird angemerkt, dass gemaRl§ 3 Abs. 1 MeldeG eine Person, die
in einer Wohnung Unterkunft nimmt, innerhalb von drei Tagen bei der Meldebehdrde anzumelden ist und dartber
hinaus im vorliegenden Verfahren ausschlieBlich von Relevanz ist, ob ein Anspruch zum Antragszeitpunkt bestand und
auch nachgewiesen wurde, insofern das neue Vorbringen der Beschwerdeflhrerin fiir das gegenstandliche Verfahren
unerheblich war.

3.7. Das Bundesverwaltungsgericht sieht sich jedoch veranlasst darauf hinzuweisen, dass die vorliegende abschlagige
Entscheidung einer neuerlichen Antragstellung bei der GIS Gebulhren Info Service GmbH nicht entgegensteht.

3.8. Von der Durchfuhrung einer mundlichen Verhandlung konnte im vorliegenden Fall - auch mangels eines
entsprechenden Parteienantrages und angesichts des unbestrittenen Sachverhaltes - gemaR § 24 Abs. 1 und 4 VWGVG
abgesehen werden.


https://www.jusline.at/gesetz/meldeg/paragraf/3

Zu Spruchpunkt B)

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu Idsende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Ist die Rechtslage eindeutig, liegt keine die Zulassigkeit einer Revision begrindende Rechtsfrage von grundsatzlicher
Bedeutung vor (VWGH 28.05.2014, Ro 2014/07/0053).

Die Revision ist gemal’ Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, da keiner der vorgenannten Falle vorliegt. Auch sind keine
sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu Iésenden Rechtsfrage ersichtlich. Die Rechtslage ist
eindeutig, und die vorliegende Entscheidung folgt der zitierten hdchstgerichtlichen Judikatur.
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